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Der Fremdgeschäftsführer einer G m bH  ist bei europarechts­
konformer Auslegung jedenfalls insoweit als Arbeitnehmer 
im Sinne von § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 A G G  anzusehen, wie 
bei einer Kündigung seines Geschäftsführerdienstvertrags der 
sachliche Anwendungsbereich des Allgemeinen Gleichbe­
handlungsgesetzes über § 2 Abs. 1 Nr. 2 A G G  eröffnet ist.... 325

a) Der Patentverletzer hat auch nach Verjährung des Scha­
densersatzanspruchs den Gewinn, den er durch die Patentver- 
lctzung erzielt hat, als auf Kosten des Verletzten erlangt nach 
den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertig­
ten Bereicherung herauszugeben.
b) Er hat dementsprechend über den erzielten Gewinn und
seine Gestehungskosten Rechnung zu legen und schuldet 
auch Angaben zu der für den Verletzungsgegenstand betrie­
benen Werbung..(»Spannungsveisorgungsvorrichtung«)........ 342

a) Das menschliche Leben ist ein höchstrangiges Rechtsgut 
und absolut erhaltungswürdig. Das Urteil über seinen Wert 
steht keinem Dritten zu. Deshalb verbietet es sich, das Le­
ben -  auch ein leidensbehaftetes Wciterleben -  als Schaden 
anzusehen. Aus dem durch lebenserhaltende Maßnahmen 
ermöglichten Weiterleben e;ines Patienten lässt sich daher ein 
Anspruch auf Zahlung von Schmerzensgeld nicht herleiten.
b) Schutzzweck etwaiger Aufklärungs- und Behandlungs­
pflichten im Zusammenhang mit lebenserhaltenden Maß­
nahmen ist es nicht, wirtschaftliche Belastungen, die mit dem 
Weiterleben und den dem Leben anhaftenden krankheitsbe­
dingten Leiden verbunden sind, zu verhindern. Insbesondere 
dienen diese Pflichten nicht dazu, den Erben das Vermögen
des Patienten möglichst ungeschmälert zu erhalten.................. 352

a) Die notariellen Bclehrungspflichten gemäß § 17 Abs. 1 und 
2 BeurkG beschränken sich grundsätzlich auf das konkret 
zu beurkundende Geschäft. Ein -  für die Schadenszurech­
nung erforderlicher -  innerer Zusammenhang einer durch die 
Verletzung dieser Pflichten geschaffenen Gefahrenlage kann 
daher nur mit einem Schaden bestehen, der im Bereich des 
beurkundeten Geschäfts entstanden ist. Die notariellen Beleh­
rungspflichten beziehen sich dagegen nicht auf ein verdeck­
tes Geschäft, das nicht Gegenstand der Beurkundung ist, das 
der Notar nicht kennt und das für ihn auch nicht erkennbar 
ist. Ein Schaden, der in dem Bereich eines solchen Geschäfts 
entsteht, fällt daher nicht in den Schutzbereich der verletzten 
Belehrungspflichten.
b) Die Interventionswirkung nach § 74 Abs. 3, § 68 ZPO gilt
grundsätzlich nur zulasten des Streitverkündeten und nicht 
zulasten der unterstützten Hauptpartei. Sie ist jedoch nicht 
teilbar und kann dem Streitverkündeten nicht lediglich hin­
sichtlich ihm ungünstiger Umstände unter Weglassung güns­
tiger Teile entgegengehalten werden......................................... 363
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12. IV. 19 
V Z R 112/18

a) Beschlüsse, die auf der Grundlage, einer allgemeinen Ö ff­
nungsklausel mic der erforderlichen Mehrheit gefasst werden, 
sind im Allgemeinen nur insoweit materiell überprüfbar, als 
das »O b« und das »Wie« der Änderung nicht willkürlich sein 
dürfen; einer weiterreichenden Kontrolle unterliegen dagegen 
Beschlussgegenstände, die unverzichtbare oder unentziehba- 
re, aber verzichtbare (»mehrheitsfeste«) Rechte der Sonderei­
gentümer betreffen.
b) Zu den unentziehbaren, aber verzichtbaren (»mehrheits­
festen«) Rechten eines Sondereigentümers gehört die Zweck­
bestimmung seines Wohnungs- oder Teileigentums; sie darf 
durch einen auf der Grundlage einer allgemeinen öffnungs- 
klauscl gefassten Mehrheitsbeschluss nur mit Zustimmung des 
Sondereigentümers geändert oder eingeschränkt werden.
c) Ein auf der Grundlage einer allgemeinen Öffnungsklausel 
gefasster Beschluss, durch den die kurzzeitige Vermietung des 
Wohnungseigentums (z.B. an Feriengäste) verboten wird, ist 
nur dann rechtmäßig, wenn alle Wohnungseigentümer ihre 
Zustimmung erteilt haben.
d) Jedenfalls auf der Grundlage einer allgemeinen Öffnungs­
klausel kann gegen die Stimmen der Minderheit beschlossen 
werden, dass die Überlassung einer Wohnung an Dritte der 
Verwaltung anzuzeigen ist...............................................................
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